Okt.1998   P.b.b.  




 Bitte im Konferenzzimmer 





   auflegen und weitergeben.
Impr.:EHV: ÖLI-UG 4643 Dürndorf 138.
Verantwortlicher Redakteur für 

diese Nummer: Josef  Gary Fuchsbauer.   DVR.: 0581518  

Aufl.: 900 in Papier (postalisch versandt als kuli-UG-Zeitung Nr.106, Verlagspostamt: 4710 Grieskirchen. Aufgabepostamt: 4560 Kirchdorf  PTA-Zulassungs nr.: 87521L87U) und ein paar hundert elektronisch
[image: image2.png]Osterreichische « Lehrerinnen « Initiative





11/98




Liebe Kollegin! Lieber Kollege!
Kommt sie nun gleich oder später oder doch nicht, die Urabstimmung? Am Samstag wurde sie in ORF 1 um 19 Uhr für diese Woche für die AHS angekündigt, im Lehrerforum danach von FCG und FSG-Gewerkschaftern als verfrüht abgelehnt. Nun aber wissen wir: Der ORF hatte seine Information von Neugebauer und auch Staatssekretär Ruttenstorfer fordert die Abstimmung diese Woche – vorher lasse er gar nicht prüfen, was die Zugeständnisse kosten. Die BMHS-Gewerkschafter schweigen dazu, obwohl sie doch auch am letzten Mittwoch mit am Verhandlungstisch saßen.

Werden Sie uns, die „Basis“ also, befragen? Und wann? Wir wissen es nicht. Was wir aber wissen und was wir unbedingt empfehlen: 

Dieses Verhandlungsergebnis ist abzulehnen (siehe Kasten). Warum:

~ Es geht nicht einfach nur um eine gerechtere Bezahlung da/dort, sondern die Stoßrichtung muss eine andere sein. Siehe dazu Presseerklärung S.2.

~ Die Gerüchte sind falsch (s.S.2)

~ Vergleiche mit Frankreich (S.3)

Teile uns deine Meinung mit!
Josef Gary Fuchsbauer, ÖLI-UG

Worauf sich Gehrer und Lehrer geeinigt haben:

1. Förderkurse werden nicht anders behandelt, sollen aber so geblockt werden, dass Wochen mit Ausfällen nicht zur Gegenverrechnung führen. 

2. Pauschale Abgeltung (also keine Einzelstundenverrechnung) bei Maturavorbereitung, abhängig von der (wöchentlichen) Stundenzahl und der Anzahl der Kandidaten: 

pro Wochenstunde 7 Prozent der GehSt 13 + 1 Proz. pro mündlichem Kandidat. Z.B.: Religion, 2 Wochenstunden, 8 Kand.: 2 mal 7 + 8 = 22% d.GehSt 13

(das sind heuer S 8790,-)

3. Verdoppelung der Betreuerzulage bei mehrtägigen Schulveranstaltungen auf 418.-. Zusätzlich soll auch noch berechnet werden, ob auch zwei oder 3tägige eingeschlossen werden, da ja durch Gratissupplieren bei solchen Veranstaltungen ohnehin Einsparungen erfolgen. Der gesparte, äh geplagte Lehrer weiß, was so eine zu prüfende Eventualzusage wert ist!
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_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _
Das elektronische “Lehrerforum” dient dem raschen Informationsaustausch: E-Mail an “listserv@ccc.or.at”, kein Betreff, als Text lediglich “SUBSCRIBE LEHRERFORUM”, dann erhält man alle Mitteilungen des Lehrerforums. Umgekehrt kann man selbst Mitteilungen als E-Mail an “lehrerforum@ccc.or.at” senden. 
Diese Übereinkunft ist zu wenig, in einer Urabstimmung kann daher nur mit „Nein“ votiert werden, denn:

Worauf sich Gehrer und Leh-rer nicht geeinigt haben:

Die Aussetzung der Paragraphen 61 GG, 4 BLVG, die Lehrer/innenarbeit nur über Unterricht in der Klasse definieren.

Die Abschaffung der Reallohnkürzungen bei Schulveranstaltungen für teilnehmende u. nichtteilnehmende Koll.

Die Abgeltung des Mehraufwandes in Maturaklassen bis zur schriftl.Matura.

Die Erhöhung des Bildungsbudgets, damit die Verschlechterungen der letzten Jahre (Wegfall von Stunden, Freigegenständen, Vergrößerung der Klassen und Gruppen) wieder aufgeholt werden können.

Die Anerkennung unserer Arbeit als komplexer, verantwortungsvoller Jahresarbeit (siehe dazu den ÖLI-UG-Beschluss vom letzten Frühjahr im elektronischen Kreidekreis, Seite 17, zu finden unter  http://pcnews.at/srv/ lst/lehrerforum/1998/krkr9810.doc
usw.usw.

UG im Internet:

http://www.ug-oegb.at
Irrtümlich war zuletzt hier ein . statt – zwischen ug und oegb gestanden. Pardon.

Der letzte Kreidekreis findet sich in:

http://pcnews.at/srv/lst/lehrerforum/1998/krkr9810.doc  Wer ihn hier nicht öffnen kann, dem maile ich ihn gerne als „ .rtf “

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _
Als ÖLI--Adressverwalter wäre ich sehr dankbar für aktuelle Lehrer/innenlisten  (und Email.Adr.), möglichst mit Info, wer welche Informationen will. Danke.

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _
Adresse der Redaktion:

j.fuchsbauer@eduhi.at

Österreichische LehrerInnen- Initiative / Unabhängige GewerkschafterInnen im ÖGB (ÖLI/UG) zu den Verhandlungen zwischen LehrerInnengewerkschaft und BMUkA vom 15. 10. 1998:

~  ÖLI/UG lehnt bisherige Verhandlungsergebnisse ab 

~  Rücknahme § 61 GG und § 4 BLVG sind Voraussetzung für Aufhebung des Boykotts 

~  Leistungsgerechte, transparente und motivierende LehrerInnenbesoldung als Ziel 

 ! LEHRER/INNEN IM ARBEITSKAMPF !

Die KollegInnen der AHS und BMHS stehen in einem Arbeitskampf gegen Reallohnkürzungen und Arbeitszeitverlängerung, für leistungsgerechte Arbeitszeit- und Gehaltsregelungen.
LehrerInnen 

sind keine Stundenlöhner.

LehrerInnen-Arbeit ist eine komplexe, verantwortungsvolle Jahresarbeit.

LehrerInnen-Arbeit ist mehr als Unterricht nach Stundenplan.

Die Boykottmaßnahmen wurden von der großen Mehrheit der KollegInnen beschlossen, weil sie ein Abrechnungssystem vehement ablehnen, 

* das zu Reallohnkürzungen bei Lehrausgängen oder Projektwochen, Konferenzen oder Schulgottesdienste zu führen 

* das die aufwendige Arbeit in Maturaklassen abwertet, 

* das die LehrerInnen-Arbeitslosigkeit vergrößert..

Im Gegensatz zur Gewerkschaftsführung ging und geht es den KollegInnen nicht um Nachbesserungen an einem insgesamt abgelehnten Gehaltsgesetz. Eine Erhöhung der Skikursvergütung war nie das zentrale Anliegen.

! BILDUNGSABBAU ABWEHREN !

Mit den Boykottmaßnahmen protestierten die KollegInnen gegen die Auswirkungen der Bildungssparpakete der letzten Jahre, die zu Kürzung des Bildungsangebots, zur Streichung von Unterrichtsstunden und zu immer größeren Klassen, insgesamt zu verschlechterten Arbeitsbedingungen von SchülerInnen und LehrerInnen führten.

Die Demonstrationen der SchülerInnen richteten sich ebenfalls gegen die verfehlte Bildungspolitik der Bundesregierung und der Unterrichtsministerin.

Die Losung „Schüler und Lehrer gegen Gehrer“ zeigt die Gemeinsamkeiten.

! VOR URABSTIMMUNGEN AN AHS !

Unter dem Eindruck der Protestbewegung an den Schulen hat die AHS-Gewerkschaft am 12./13.10.1998 beschlossen, die Verhandlungsergebnisse vom 15.10.1998 allen KollegInnen zu einer Urabstimmung vorzulegen. Die KollegInnen an den Schulen haben die Boykottbeschlüsse gefasst. Nur sie können sie wieder aufheben.

Die ÖLI/UG fordert auch im Bereich der BMHS Urabstimmungen.

Bad Gams, 15. Oktober 1998

 = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = =

2 falsche Gerüchte:

„Alle Supplierungen werden bezahlt“

„MDL-Abgeltung wurde erhöht“

Mittlerweile höre ich sogar schon von kämpferischen Kolleg/inn/en den Satz: Aber immerhin werden jetzt alle Supplierungen bezahlt und hat sich MDL-Bazahlung verbessert.

Und das ist doch wohl nicht wahr: 

Offensichtlich ist es der Ministerin mit ihrer Sturheit und der Gewerkschaft mit ihrer Konzentration auf die Schulveranstaltungen bereits gelungen, uns vom kühlen Rechnen in anderen Punkten abzuhalten! 

Denn dass die Neuerung bei den Supplierungen lautet: >Jede Supplierstunde wird bezahlt< ist ein falsches Gerücht. Früher wusste man bei jeder Supplierstunde, ob sie bezahlt ist oder nicht. Bei der jetzigen Regelung kommt es immer drauf an, wer die Stunde hält; denn nur wenn der/die Supplierende in dieser Woche schon andere 20 WE halten durfte, wird die Stunde bezahlt. Wenn aber durch Abwesenheit von Klassen, durch unterrichtsfreie Tage, durch Fortbildung, Konferenzen, Elterntage/abende, mehrtägige Schulveranstaltungen usw. nicht 20 WE in der Klasse zusammenkommen, dann wird die Supplierstunde eben nicht bezahlt! Ich wünsche allen Direktor/inn/en, dass sie es möglichst lange durch- und aushalten, immer nur >bezahlte< Supplierer einzuteilen. Aber wehe, wenn einmal der Rechnungshof sagt: > Da hätte es doch auch kostenlose Supplierer gegeben< - dann wird die Ministerin sofort wieder springen und ....

Aber das zweite Gerücht, dass 

>die Bezahlung der MDL angehoben wurde< (Gehrer sprach in >Zur Sache< von 17 %) ist ja ein wahrer Hohn. Man lese dazu meinen Kreidekreis-Artikel vom Herbst 97 (s.S.5 oder im Internet unter http://www.ug-oegb.at/krkr003.htm) 

>28% Verlust für AHS-LehrerInnen durch neue MDL-Bezahlung!<. 

Seither hat sich inbezug auf die Durchrechnung nur geändert, dass Pflegefreistellung wie Krankenstand gewertet wird. Und es wird sich auch gemäß der vorwöchigen >Einigung< nichts ändern (denn Förderunterricht soll demgemäß dort gehalten werden, wo sonst nichts entfällt, damit er bezahlt wird, aber die Bestimmungen der Durchrechung werden deshalb nicht geändert!). 

Es ist nicht einmal durch einen vollständigen Schulveranstaltungs- und Seminarboykott, einen Verzicht auf die autonom freien Tage und auf relgiöse Veranstaltungen, die Einführung der 5-Tagewoche und die Verlegung der Konferenzen auf Samstag, nicht einmal durch all das ist es möglich auf dieselbe MDL-Abgeltung wie im letzten Schuljahr zu kommen! 

Beweis: (Feriendaten Beispiel OÖ) 97/98 wurden die MDL bezahlt von Mittwoch, 9.9.97 bis Freitag 10.7.98 (Maturaklassen lassen wir außer acht, weil diese ja heuer sowieso schlechter bezahlt werden), also 10 Monate (die 2 Tage runden wir ab) 6,43 %, ergibt 64,3 % eines Monatsbezugs für jede MDL. 

98/99 (Annahme Mo-Fr je 4,2WE, ergibt 1 MDL) fallen in 34 Wochen (39.-51., 2.-6., 8.-12., 15.-20., 22.-26. Kalenderwoche) MDL an, ergibt mal 1,73 eine Summe von 58,82 % eines Monatsbezugs für die MDL. 

Wenn also alles boykottiert wird, verringert sich die Bezahlung der Überstunde um 8,5 % gegenüber dem Vorjahr. 

Wäre am Samstag Schule, fielen wieder 3 Wochen (6., 12. und 20. Woche vor Semester-, Oster- und Pfingstferien) weg (5,19 % eines Monatsbezugs, 8,1% der MDL des Vorjahrs) , und so weiter. 

Wieso darf eine Ministerin so etwas als höhere MDL-Bezahlung bezeichnen? Weil die meisten Kolleg/inn/en nicht nachrechnen und auch noch sehr lange nicht nachrechnen werden können, weil die Abrechung nicht funktioniert.


Auszüge aus Vorträgen beim Seminar der ÖLI-UG in Bad Gams (Stmk.) am 15.10.1998 von Johann Schögler (FSG-Mitglied und Mitinitiator des STEIRISCHEN BÜNDNISSES FÜR BILDUNG.
Warum das öffentliche Bildungswesen zum Abschuss freigegeben wird!
1.000 Milliarden Dollar sind ein schöner Brocken und die Summe, die in den OECD-Ländern für öffentliche Bildung ausgegeben werden. 1.000 Milliarden Dollar bedeuten auch einen lukrativen Gewinn, wenn der Bildungssektor privatisiert wird.
Und wie privatisiert wird, sehen wir in den letzten Jahren in ganz Europa.

Mit im Spiel des globalen Monopoly im Bildungsbereich: OECD, EU, ERT (Europe Round Table), G7.
Bereits seit 1983 laufen die Bestrebungen, europaweit den öffentlichen Bildungssektor zu zerschlagen und durch private Bildungsangebote zu ersetzen.

Die Stationen:
1983 Der ERT - ein informeller Kreis der 40 wichtigsten Industriebetriebe Europas - gibt ein Ziel vor: Industrieentwicklung braucht Erneuerung und will deshalb Einfluss auf die nationalen Schulprogramme nehmen.
1989 Der ERT schlägt vor, die Fernstudien zu fördern. Außerhalb der Arbeitszeit sollen sich die ArbeitnehmerInnen für den Betrieb auf eignen Kosten fortbilden.
1990 nimmt die EU-Kommission diese Idee auf und gibt ein Handbuch zur Förderung von Fernstudien heraus.
1991 Ein EU-Kommissionsbericht analysiert die Halbwertszeit von Bildung.

Facit: Nach 20 Jahren sind erworbene Kenntnisse völlig überholt. Daher lebenslanges Lernen, daher Forcierung des Fernstudiums.

Mai 1994 Der ERT schlägt vor, bis zum Jahr 2.000 10 Millionen Telearbeitsplätze zu errichten. Keine zusätzlichen Arbeitsplätze, sondern die Verlagerung von rechtlich abgesicherten Jobs in den Bereich des Neuen Unternehmertums, sozial nicht abgesichert, mit vollem Unternehmerrisiko und geringem Lohn. Um das zu erreichen, müssen speziell die Absicherungen im öffentlichen Dienst fallen. Nach dem Telekommunikationsbereich gerät der Bildungsbereich besonders unter Druck.
Zugleich soll der Faktor Arbeit internationalisiert für die Privatwirtschaft verfügbar werden. Der Druck richtet sich zuerst gegen öffentliche Telefongesellschaften. In Europa tritt eine Welle der Privatisierung im Telekommunikationsbereich ein. Um die Profite einer Kommunikations- und Telearbeitsgesellschaft privat einstreifen zu können.
Februar 1995 Der G7-Gipfel in Brüssel erklärt, die Ausbildungsverantwortung muss die Industrie in die Hand nehmen, die Industrie muss die Ziele von Ausbildung und Bildung vorgeben. Beim Prinzip des lebenslangen Lernens kann nur mehr die Grundausbildung von LehrerInnen in der Schule durchgeführt werden, jede Ausbildung über Volksschule hinaus, sei Sache der Industrie. Kritisiert wird die zu geringe Anpassungsgeschwindigkeit des öffentlichen Bildungswesens an die industrielltechnologische Entwicklung. Wieder wird das Fernstudium, diesmal über EDV-vernetzte Lernplätze daheim als Bildungssystem empfohlen.
Ende 1995. Das Weißbuch zur Bildung der EU-Kommission wird veröffentlicht.

Persönliche Kompetenzkarten, in denen dem Arbeitnehmer vom Industriebetrieb eine Ausbildung attestiert wird, sollen die staatlichen Diplome letztendlich ersetzen, ohne Mitsprachemöglichkeit der staatlichen Instanzen z.B. über Ausbildungsniveau.
Zusätzlich wird SOKRATES auf den Markt geworfen. 10 Mrd öS Steuergelder werden für ein EU-weites Fernstudien-Programm per Computer und Telekommunikation eingesetzt, 10 Milliarden, die sich so gegen das öffentliche Schulwesen richten.
Februar 1996. Die OECD kündigt die Umsetzung eines weltumspannenden Zugriffs auf Fernstudienmöglichkeiten an. Alle nationalen Bildungssysteme auf der Welt können damit unter Druck gesetzt werden. Originalton OECD-Bericht: „Es scheint, dass das Lehrpersonal in gewissen Ländern Gefahr läuft, durch die Entwicklung des Informatik-Technologie-Marktes auf der Strecke zu bleiben.“ Das heißt, zig-Millionen LehrerInnenarbeitsplätze sind durch die elektronische Bildungsentwicklung gefährdet. Der öffentliche Lehrbereich wird zur Aufbewahrungsanstalt für die von Kommunikation und Kapital Ausgeschlossen, für die Nicht-Rentablen.
März 1996. OECD empfiehlt, dass StudentInnen schon während des Studiums einen Teil d.Ausbildung selbst finanzieren sollen.
Mai 1996. Die EU-Unterrichtsminister beschließen eine enge Zusammenarbeit zwischen Schulbehörden und der EDV-Industrie zur Ausstattung der öffentlichen Schulen mit Computern. Der Hintergrund: die Akzeptanz des Fernunterrichts per Computer wird durch die öffentliche Finanzierung gefördert.

Das Zukunftsszenario: Die öffentliche Schule wird zur Aufbewahrungsanstalt für jene, die sich Bildung und eine erträgliche wirtschaftliche Zukunft nicht mehr leisten können, zum Schutz jenes Drittels der Menschheit, die noch Finanzkraft genug besitzt, sich eine private Ausbildung leisten zu können. Oder die technische Ausrüstung, um in den weltweiten WEB-Bildungsmarkt einzusteigen. Die 1.000 Milliarden Dollar Bildungsausgaben der OECD-Länder pro Jahr verschwinden zur Gänze in die privaten Taschen des freien Bildungsmarktes. Bildung wird zum Privileg.


Warum LehrerInnen und SchülerInnen in Frankreich streiken!
Wenn in Österreich LehrerInnen oder gar SchülerInnen streiken, dann ist das eine Ausnahme und es geht immer um die Abwehr von Verschlechterungen im Bildungswesen. Wenn in Frankreich LehrerInnen und SchülerInnen streiken, dann geht‘s im wesentlichen um Verbesserungen. Um ein Mehr an Verbesserung und trotz einer Aufstockung des Bildungsbudgets um 4 %. Für eine Senkung der Lehrverpflichtung bei gleichbleibendem Lohn und trotz 2 Wochen längerer Ferien als bei uns in Österreich. 2 Monate lang in der Region Seine St. Denis, vom 12. März bis in den Mai 1998. 

Das Ergebnis:

3.000 neue LehrerInnen-Stellen bis zum Jahr 2.000 trotz vorher beschlossenem Aufnahmestop und weitere Verhandlungen über Bildungsverbesserungen.
Es begann 1997. 4.5 Mill. Fragebögen werden von einer vom Unterrichtsministerium eingesetzten, aber unabhängigen Kommission ausgewertet. Ergebnis: 49 Punkte zur Reform des Bildungswesens. Darunter Senkung der Lehrverpflichtung von 660 auf 495 Unterrichtsstunden im Jahr, dafür wöchentlich 4 Stunden für SchülerInnenbetreuung, Projektplanung etc
Die Regierung will sparen, verweigert die Umsetzung, befindet sich aber bald im Zugzwang.
Als die Vorschläge nicht umgesetzt werden, streiken die LehrerInnen. Als 98/99 aufgrund von Sparmaßnahmen zu wenige LehrerInnen vorhanden sind, kein Unterricht möglich ist, streiken die SchülerInnen im Bezirk Seine St. Denis und Eltern besetzen aus Protest die Schulhäuser, wochenlang. Ihre Forderungen: Weniger SchülerInnen in den Klassen, eine allen zugängliche Bildung usw.
Die Französinnen und Franzosen sehen die Streiks und die Forderungen durchaus als berechtigt an. Sie anerkennen zu 54%, dass für die erhöhte nervliche Belastung der LehrerInnen ein erhöhter Zeitausgleich sein muss.

Weitere 43% glauben, dass die derzeitige Feriendauer als Zeitausgleich in Ordnung ist. Sie akzeptieren zu 52% die französischen LehrerInnenlöhne zw. 25.000,- (Karrieremitte) und 30.000 öS netto (Ende) als gerechte Entlohnung für eine verantwortungsvolle Tätigkeit. 30% finden, dass die LehrerInnen für Ihre Tätigkeit zu wenig bezahlt bekommen. Die Angaben entstammen einer Umfrage der Wochenzeitung l’Express vom 7. August 1998.
Aktionskomitees gründen sich in der Region Seine St.Denis. Die Gewerkschaft ist dabei, aner​kennt die demokratische Kraft der Bewegung.

Innerhalb der acht Protestwochen kommt es zu 13 Demonstrationen mit jeweils rund 12.000 TeilnehmerInnen vor dem Unterrichtsministerium in Paris. Sie fordern Bildung, Qualität und die Verantwortung des Staates für den Bildungssektor. Bis der französische Unterrichtsminister sich endlich zu Verhandlungen bereit erklärt, bis endlich Veränderungen eintreten.
Der Gewinner der ÖLI-UG-Logo-Ausschreibung

Die Jurywertung für die über 70 Vorschläge ergab:

1.Preis: DI Paul Mohr, Lehrerforumleser/inne/n als engagierter Kämpfer wohlbekannt

für seine Idee, dass die Arbeit der ÖLI den Stempel der Unahängigkeit trage!

Koll.Maohr hat übrigens selbst vor kurzem eine Stempel aufgedrückt: Er hat im Frühjahr den Wettbewerb für einen neuen Namen und ein neues Logo für die HTL 2 in Linz gewonnen: die Schuzle, an der er auch unterrichtet, heißt jetzt LiTec, Linzer Technicum
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28% Verlust für AHS-LehrerInnen durch neue MDL-Bezahlung!

Das bedeutet z.B bei 21 WE in Gehaltsstufe 10 um S 6093,- (brutto) weniger im Schuljahr 98/99 gegenüber heuer. Bisher war jede Monats-MDL 6,43% des Gehalts wert und wurde von Schulbeginn bis -ende durchgehend bezahlt.
Künftig wird jede einzelne Überstunde wöchentlich mit 1,73% des Monatsgehalts abgerechnet und nur dann bezahlt, wenn sie tatsächlich als Unterrichtsstunde gehalten werden konnte (oder wegen Feiertag, Dienststellenversammlung oder eigener Teilnahme an eintägiger Schulveranstaltung entfiel). Das bedeutet im Schuljahr 1998/99, dass von den 39 Unterrichtswochen nur 25 voll zu zahlen sind - unter der Annahme, dass die 5 schulautonomen Tage am Mo.16.11. Lehrer/innenausflug oder Elternsprechtag, Do.4.2. Konferenz, Faschingdienstag 24.2., Fr.26.3. vor Osterferien, Mi.30.6. Konferenz, angesetzt werden und dass die Schulveranstaltungen bis auf einen Wander-/Exkursionstag am Do 5.10. boykottiert werden. 

Was das finanziell bedeutet sei an 3 Beispielen vorgerechnet:
Bsp1. Deutsch, Geschichte, täglich ausser Sa. 3 D und 1 GSK Stunde, ergibt 22,75 WE, 10. Gehaltsstufe. 
1997/98: 2,75 * 9,75 Monate *6,43% * S 34402,- = S 59311,- MDL-Abgeltung.
1998/99: 2,75 * 28 Wochen *1,73% * S 34402,- = S 45827,- MDL-Abgeltung. Verlust: S 13484,- (23%)
Bsp2. Dipl.Ing., Mo-Do je 6 Stunden LVPflgruppe 1, ergibt 28,00 WE, 10.Gehaltsstufe. 
1997/98: 8 * 9,75 Monate *6,43%* S 34402,- = S 172539,- MDL-Abgeltung.
1998/99: (8*27 Wochen + 1*9 Wochen)*1,73%* S 34402,- = S 133910,- MDL-Abgeltung. Verlust: S 38629,- (22%)
Bsp3. Geschichte, Geographie, täglich ausser Mi. 4 Stunden, ergibt 21,00 WE, 10.Gehaltsstufe. 
1997/98: 1*9,75 Monate*6,43%*S 34402,- = S 21567,- MDL-Abgeltung.
1998/99: 1*26 Wochen*1,73%*S 34402,- = S 15474,- MDL-Abgeltung. Verlust: S 6093,- (28%)
Der prozentuelle Verlust ist in Bsp1 wegen freiem Samstag geringer; Bsp2 zeigt, dass der prozentuelle Verlust bei mehr Überstunden geringer wird (wäre der Kollege auch KV und hätte noch am Mi 5 und am Do 4 Abendschulstunden, verliert er mit S 86594,- nur 17%).
Gibt es weitere Schulveranstaltungen, Krankenstände, Seminarteilnahmen, Elternsprechtage, Konferenzen, Pflege-, Sonderurlaub, ... wird die Bezahlung weiter verringert!
Warum behauptet also die AHS-Gewerkschaft, die neue MDL-Bezahlung träfe nur die BMHS?
Übrigens: auch die neue Maturaklassenbezahlung trifft vor allem die AHS-ler, nämlich die Leute ohne Überstunden: Wer Überstunden hat, dem wurden diese bisher ab der schriftlichen Matura eingestellt, die neue Regelung bedeutet also nicht viel Nachteil. Wer keine MDL hatte wurde bis zum Schulschluss voll bezahlt - in Zukunft muss er/sie aber das ganze Jahr über mehr unterrichten, um's gleiche Geld! 
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